
Grundsätzliche Aufgaben des neu-
en, außerhalb der Generaldirekti-
on für die öffentliche Sicherheit

angesiedelten Bundesamts zur Korrup-
tionsprävention und Korruptions-
bekämpfung sind:
• die Vorbeugung, Verhinderung und
Bekämpfung von Korruption, 
• die Zusammenarbeit mit der seit 1.
Jänner 2009 bestehenden Korruptions-
staatsanwaltschaft (KStA) sowie
• die Wahrnehmung zentraler Funktio-
nen in der sicherheits- und kriminalpo-
lizeilichen Zusammenarbeit mit auslän-
dischen und internationalen Einrichtun-
gen, die in der Korruptionsbekämpfung
und -prävention tätig sind. 

Prävention. Das Bundesamt hat im
Rahmen der Analyse von Korruptions-
phänomenen Erkenntnisse über deren
Vorbeugung, Verhinderung und Be-
kämpfung zu erstellen und sie in
Präventionsmaßnahmen umzusetzen. 

Internationale Zusammenarbeit. Das
Bundesamt ist für Ermittlungen im
Rahmen der internationalen polizeili-
chen Kooperation und Amtshilfe oder
zur Zusammenarbeit mit den zuständi-
gen Einrichtungen der Europäischen
Union sowie mit den Ermittlungs-
behörden der EU-Mitgliedstaaten zu-
ständig. Es ist zentraler nationaler An-
sprechpartner gegenüber OLAF, Inter-
pol, Europol und anderen vergleichba-
ren internationalen Einrichtungen. 

Der Direktor und sein Stellvertreter
werden vom Bundesminister für Inne-
res nach Anhörung der Präsidenten des
Verfassungsgerichtshofs, des Verwal-
tungsgerichtshofs und des Obersten
Gerichtshofs für fünf Jahre bestellt.
Wiederbestellungen sind zulässig. 

Sicherheitsbehörden und Sicher-
heitsdienststellen, die von einer Kor-
ruptionsstraftat Kenntnis erlangen,
müssen diese unverzüglich schriftlich
dem Bundesamt berichten – unbescha-
det ihrer Berichtspflichten nach der St-
PO. Bundesbedienstete dürfen einen
Verdacht oder Vorwurf wegen einer
Korruptionsstraftat auch direkt und
außerhalb des Dienstwegs an das Bun-
desamt melden.

Rechtsschutzkommission. Für die
Wahrnehmung des besonderen Rechts-
schutzes wird beim Bundesminister für
Inneres eine Rechtsschutzkommission
eingerichtet. Sie besteht aus dem
Rechtsschutzbeauftragten und zwei

weiteren Mitgliedern. Die Kommission
hat ihr zur Kenntnis gebrachte, nicht
offenkundig unbegründete Vorwürfe
gegen die Tätigkeit des Bundesamts
nachzugehen, soweit den Betroffenen
kein Rechtsmittel zur Verfügung steht. 

Die Kommissionsmitglieder sind
bei der Besorgung ihrer Aufgaben un-
abhängig und an keine Weisungen ge-
bunden. Sie unterliegen der Amtsver-
schwiegenheit. Das Bundesamt hat der
Rechtsschutzkommission jederzeit Ein-
blick in Unterlagen und Aufzeichnun-
gen zu gewähren und ihr auf Verlangen
Kopien einzelner Aktenstücke unent-
geltlich zu erteilen. Dies gilt nicht für
Auskünfte und Unterlagen über die
Identität von Personen oder über Quel-
len, deren Bekanntwerden die nationale
Sicherheit oder die Sicherheit von
Menschen gefährden würde, und für
Kopien, wenn das Bekanntwerden der
Information die nationale Sicherheit
oder die Sicherheit von Menschen ge-
fährden würde. Die Kommission erstat-
tet dem Bundesminister für Inneres ei-
nen jährlichen Bericht. Sie kann auch
Empfehlungen an den Bundesminister
für Inneres sowie an den Direktor rich-
ten sowie der Öffentlichkeit berichten.

Rechtsgrundlage für das neue Bun-
desamt ist das im Juli 2009 beschlosse-
ne Bundesgesetz über die Einrichtung
und Organisation des Bundesamts zur
Korruptionsprävention und Korrupti-
onsbekämpfung (BGBl. I Nr. 72/2009). 
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K O R R U P T I O N S B E K Ä M P F U N G

Korruptionsbekämpfung und -Präven-
tion: Neues Bundesamt ab 2010.

Prävention und Repression
Am 1. Jänner 2010 nimmt das neue Bundesamt zur Korruptionsprävention und 

Korruptionsbekämpfung die Tätigkeit auf.

Korruptionsstraftatbestände
Das neue Amt ist bundesweit für si-

cherheits- und kriminalpolizeiliche
Angelegenheiten wegen folgender
strafbarer Handlungen zuständig:
Amtsmissbrauch (§ 302 StGB), Be-
stechlichkeit (§ 304 StGB), Vorteilsan-
nahme (§ 305 StGB), Vorbereitung der
Bestechlichkeit (§ 306 StGB), Beste-
chung (§ 307 StGB), Vorteilszuwen-
dung (§ 307a StGB), Vorbereitung der
Bestechung oder der Vorteilsannahme
(§ 307b StGB), Verbotene Intervention 

(§ 308 StGB), Untreue unter Ausnüt-
zung einer Amtsstellung oder unter
Beteiligung eines Amtsträgers (§§ 153
Abs. 2 zweiter Fall, 313 oder in Ver-
bindung mit § 74 Abs. 1 Z 4a StGB),
Geschenkannahme durch Machthaber
(§ 153a StGB), Wettbewerbsbeschrän-
kende Absprachen bei Vergabeverfah-
ren (§ 168b StGB) und Schwerer Be-
trug (§ 147 StGB) sowie Gewerbs-
mäßiger Betrug (§ 148 StGB) auf
Grund einer solchen Absprache, Ge-
schenkannahme durch Bedienstete
oder Beauftragte (§ 168c Abs. 2

StGB), bestimmte Fälle der Geldwä-
scherei (§ 165 StGB), gerichtlich straf-
bare Handlungen, die mit den oben ge-
nannten Delikten in Zusammenhang
stehen und soweit diese über schriftli-
chen Auftrag eines Gerichts oder einer
Staatsanwaltschaft vom Bundesamt zu
verfolgen sind, sowie strafbare Hand-
lungen nach dem StGB sowie nach
den strafrechtlichen Nebengesetzen
von Bediensteten des BMI, soweit die-
se über schriftlichen Auftrag eines Ge-
richts oder einer Staatsanwaltschaft
vom Bundesamt zu verfolgen sind. 
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